
Satzung über die 3. vorhabenbezogene Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes 
Nr. 15 der Stadt Klütz für das Sondergebiet und Versorgung und Infrastruktur an der 
Landesstraße L01 

Hier:  Umweltbezogene Stellungnahmen 

Folgende umweltbezogene Stellungnahmen von der Öffentlichkeit und den Behörden und 
sonstigen Trägern öffentlicher Belange aus dem Beteiligungsverfahren gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 
und § 4 Abs. 1 BauGB zum Vorentwurf der Satzung über die 3. vorhabenbezogene Änderung 
und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 15 der Stadt Klütz liegen vor und werden mit ausgelegt: 

1. Landkreis Nordwestmecklenburg vom 17.09.2020
2. Staatliches Amt für Landwirtschaft und Umwelt Westmecklenburg vom 10.09.2020
3. Straßenbauamt Schwerin vom 14.09.2020
4. BUND M-V e.V. vom 04.09.2020
5. Landesanglerverband Mecklenburg-Vorpommern e.V. vom 10.09.2020
6. Amt für Raumordnung und Landesplanung vom 10.09.2020
7. Bergamt Stralsund vom 09.04.2020
8. Landesamt für innere Verwaltung Mecklenburg-Vorpommern vom 18.08.2020
9. Zweckverband Grevesmühlen vom 08.09.2020
10. Wasser- und Bodenverband „Wallensteingraben-Küste“ vom 28.08.2020
11. Wasserstraßen- und Schifffahrtsamt Lübeck vom 24.08.2020
12. Landesamt für zentrale Aufgaben und Technik der Polizei, Brand- und Katastrophenschutz

Mecklenburg-Vorpommern vom 08.09.2020
13. Landesamt für Kultur und Denkmalpflege Mecklenburg-Vorpommern vom 22.09.2020
14. 1. Privater Einwender vom 21.09.2020
15. 2. Privater Einwender vom 16.06.2020
16. 2. Privater Einwender 2a vom 17.08.2020
17. 3. Privater Einwender vom 21.08.2020
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Landkreis Nordwestmecklenburg    Postfach 1565    23958 Wismar 

Vorhabenbezogene 3. Änderung des Bebauungsplan Nr.15 der Stadt Klütz  

hier: Stellungnahme der betroffenen Behörden des LK NWM auf Grund des Anschrei-

bens vom 13.08.2020, hier eingegangen am 17.08.2020 

Sehr geehrte Frau Schultz, 

Grundlage der Stellungnahme bilden die Vorentwurfsunterlagen zur Aufstellung des Bebau-

ungsplans Nr. der Gemeinde mit Planzeichnung im Maßstab 1:1000, Planungsstand August 

2015und die dazugehörige Begründung mit gleichem Bearbeitungsstand. 

Die Beteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB erfolgte in den nachfolgenden Fachdiensten und im 

Abfallwirtschaftsbetrieb des Landkreises NWM: 

Stabsstelle Wirtschaftsförderung, Regionalentwicklung und Planen 

FD Bauordnung und Umwelt 

. SG Untere Naturschutzbehörde 

. SG Untere Wasserbehörde 

. SG Untere Abfall- und Immissionsschutzbehörde 

. SG Untere Bauaufsichts- und Denkmalschutzbehörde 

FD Bau und Gebäudemanage-

ment 

. Straßenbaulastträger 

. Straßenaufsichtsbehörde 

FD Ordnung/Sicherheit und 

Straßenverkehr 

. Untere Straßenverkehrsbehörde 

FD Öffentlicher Gesundheitsdienst Kommunalaufsicht 

FD Kataster und Vermessung 

Die Äußerungen und Hinweise sind diesem Schreiben als Anlage beigefügt, die in der weite-

ren Bearbeitung zu beachten sind.  

Amt Klützer Winkel 

Für die Stadt Klütz 

Zur Alten Schmiede 

23948 Damshagen 
Unsere Sprechzeiten 

Di 09:00 - 12:00 Uhr    13:00 - 16:00 Uhr 

Do 09:00 - 12:00 Uhr    13:00 - 18:00 Uhr 

Unser Zeichen  

Grevesmühlen,17.09.2020 
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Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

Heike Gielow 

SB Bauleitplanung 
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Anlage 

Stabsstelle Wirtschaftsförderung, Regionalentwicklung und Planen 

Bauleitplanung 

Nach Prüfung der vorliegenden Vorentwurfsunterlagen wird gemäß § 4 Abs.1 BauGB 

bereits im Vorfeld der behördlichen Trägerbeteiligung nach Maßgabe § 4 Abs. 2 

BauGB auf nachfolgende bauplanungsrechtliche Belange hingewiesen, die in der 

weiteren Planbearbeitung der Gemeindevertretung zu beachten sind: 

I. Allgemeines

Mit der vorliegenden Planung sollen im Bereich des Anlegers an der Wohlenberger

Wiek die Angebote der Infrastruktur verbessert und zusätzlich Beherbergungskapazi-

täten geschaffen werden. Die Gemeinde geht in der Begründung davon aus, dass

die Planung dem ursprünglichen Gesamtkonzept für die Entwicklung der Ferienanla-

ge in Wohlenberg entspricht und sich aus den Darstellungen des wirksamen Flä-

chennutzungsplanes entwickelt.

Ziel der ursprünglichen Planung war es an diesem Standort auf einem 10 m x 10 m = 

100 m² großem Baufeld sowohl nördlich als auch südlich der L O 1 die Vorausset-

zungen für die Ansiedlung von Infrastrukturanlagen zur Versorgung der Badeurlauber 

und der Feriengäste im angrenzenden B-Plan Nr.15 zu schaffen. Eine kleinteilige 

Bebauung im Ortseingangsbereich von Wohlenberg war Ziel der Planung (1 Vollge-

schoss, TH 3,80 m, FH 9,50 m) sowie die Schaffung von Stellplätzen für Feriengäste 

und Strandbesucher. Der Bereich nördlich der Straße wurde aus naturschutzrechtli-

chen Gründen versagt.  

Mit der jetzigen Planung soll eine Bebauung vorbereitetet werden, die sich 

1. in der Kubatur deutlich von dem ursprünglichen Planungsziel unterscheidet:

Haus 1: Grundfläche 29,50 m x 15 m = 442,50 m² zuzüglich Terrassen, Balkone und

Erker, Haus 2: Grundfläche 23,50 m x 13 m = 305,50 m² zuzüglich Balkone, zulässig

sind max. 3 Vollgeschosse bei einer Traufhöhe von 8 m und Firsthöhe von 11,50 m.

2. wird mit der Zulassung von Ferienwohnungen im 2. und 3. Obergeschoss eine

gegenüber der Ursprungsplanung ganz neue Zielstellung formuliert, die zudem noch

gegenüber der eigentlichen Fokussierung auf Versorgung und Infrastruktur über-

wiegt.

Die Bebauung ist durch die vorhandene Heckenstruktur von der Ortslage abgesetzt. 

Optisch entsteht hier ein Siedlungssplitter im Außenbereich, der eine neue Entwick-

lung entlang der Küste einleitet, die städtebaulich nicht begründet ist. Die Planung 

erweckt den Anschein einer Gefälligkeitsplanung, die nur zulässig ist, sofern sie städ-

tebaulich begrünbar ist. 
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In der Kommentierung wird dazu ausgeführt: „Die Bauleitplanung ist daher unzuläs-

sig, soweit sie zur geordneten städtebaulichen Entwicklung nicht in Beziehung steht 

(BVerwGE 45, 309 (312)): (Battis/Krautzberger/Löhr/Battis, 14. Aufl. 2019, BauGB, 

RDN.11)“ Der Bebauungsplan muss zudem städtebaulich erforderlich sein. „Das 

Tatbestandsmerkmal der Erforderlichkeit gilt nicht nur für den Anlass sondern auch 

für den Inhalt des Plans und damit für jede seiner Festsetzungen. Die Einzelheiten 

einer konkreten planerischen Lösung sind hingegen nach den Maßstäben des Ab-

wägungsgebots zu überprüfen. (BVerwG ZfBR 2006, 468). „Erforderlich“ ist eine 

Bauleitplanung aber nur dann, wenn sie auf eine geordnete städtebauliche Entwick-

lung ausgerichtet ist und diese gewährleistet (OVG Münster BauR 2006, 1696). 

Das wird für den vorliegenden Plan bezweifelt.  

Eine Auseinandersetzung mit der weiterführenden Bebauung und der Feriennutzung 

in Wohlenberg, mit der angestrebten Planung am Anleger und dem Planungsziel aus 

dem B-Plan Nr.32 hat nicht stattgefunden.   

Die Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan ist nicht gegeben. Das Planungsziel 

des Flächennutzungsplans widerspricht der Zielstellung in der vorliegenden Planung. 

Die überwiegende Errichtung von Ferienwohnungen im Plangebiet entwickelt sich 

nicht aus dem Spektrum der touristischen Infrastruktur und Versorgung.   

Die gewählte Form der Planung – hier vorhabenbezogene 3. Änderung des Bebau-

ungsplanes halte ich für unangebracht. Es erweckt den Anschein, dass hier nur eine 

kleine Änderung vorgenommen wird, obwohl das gesamte Planungskonzept geän-

dert wird.  

Unabhängig davon weise ich darauf hin, dass die Gemeinde ihre Weißflächen im 

Flächennutzungsplan einer Flächendarstellung zuführen muss. Die Gründe für die 

Weißflächendarstellung sind entfallen. Da der Flächennutzungsplan auf die beab-

sichtigte städtebauliche Entwicklung nach der Art der Bodennutzung im gesamten 

Gemeindegebiet abstellt, ist nunmehr eine Planungspflicht der Gemeinde entstan-

den. Darauf habe ich bereits mit der 9. Änderung des Flächennutzungsplanes hin-

gewiesen. Jede neue Änderung des Flächennutzungsplanes muss nunmehr die 

Weißflächen einer Darstellung zuführen. Ich weise darauf hin, dass dies ggf. durch 

die Kommunalaufsicht durchgesetzt werden kann.  

Planungsziel auf Seite 19 und das Planungskonzept auf Seite 19 widersprechen sich 

und stehen im Widerspruch zu den Aussagen auf Seite 7 und den Festsetzungen im 

Plan.  

Aus den zuvor gemachten Ausführungen halte ich eine Überarbeitung der Planung 

für erforderlich 
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FD Bauordnung und Umwelt 

Untere Naturschutzbehörde: Frau Hamann 

Die Stellungnahme weist auf erhebliche entgegenstehende Belange hin, 
die im Rahmen der bauleitplanerischen Abwägung kaum überwindbar 
sind. 

Die Stellungnahme weist auf entgegenstehende Belange hin, die im 
Rahmen der bauleitplanerischen Abwägung berücksichtigt werden müs-
sen. 



Die Stellungnahme weist auf keine entgegenstehenden Belange hin. 

Eingriffsregelung: Frau Hamann 

Nach § 1a Abs. 3 Baugesetzbuches (BauGB) sind in der Abwägung nach § 1 Abs. 6 

BauGB die Vermeidung und der Ausgleich der zu erwartenden Eingriffe in Natur und 

Landschaft (Eingriffsregelung nach dem Bundesnaturschutzgesetz) zu berücksichti-

gen. 

Der erforderlichen Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung zur Änderung des B-Plans ist 

ein Bestandsplan in einem geeigneten Maßstab beizufügen. 

Gewässerschutzstreifen: Frau Hamann 

Der räumliche Geltungsbereich der 3. vorhabenbezogenen Änderung des Bebau-

ungsplanes (B-Planes) Nr. 15 der Stadt Klütz befindet sich teilweise innerhalb des 

Küstenschutzstreifens der Ostsee. Nach § 29 Abs. 1 NatSchAG M-V ist es in einem 

Abstand von 150 m land- und seewärts von der Mittelwasserlinie des Küstengewäs-

sers verboten, bauliche Anlage zu errichten oder wesentlich zu ändern.  

Nach § 29 Abs. 3 Nr. 4 NatSchAG M-V können von diesen Verboten durch die unte-

re Naturschutzbehörde für die Aufstellung, Änderung oder Ergänzung von Bauleit-

plänen Ausnahmen zugelassen werden, wenn der Plan den Stand nach § 33 des 

Baugesetzbuches erreicht hat. Bei der Entscheidung über die Ausnahme aus dem 

Gewässerschutzstreifen ist der § 35 Abs. 1 NatSchAG M-V zu berücksichtigen. Da-

nach sind Ausnahmen vom Gesetz nur zu erteilen, wenn dies mit den Belangen von 

Naturschutz und Landschaftspflege zu vereinbaren ist und auch keine sonstigen 

öffentlichen Belange den Planungen im Gewässerschutzstreifen entgegenstehen. 
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Der Gewässerschutzstreifen ist bei der weiteren Planung zu berücksichtigen. Ein 

Antrag auf Ausnahme ist zu begründen. 

Baum- und Alleenschutz: Frau Hamann 

Innerhalb des Plangebietes befinden sich Bäume, die als Allee nach § 19 Abs. 1 

Naturschutzausführungsgesetz (NatSchAG M-V) gesetzlich geschützt sind. Es sind 

alle Handlungen unzulässig, die zu einer Zerstörung, Beschädigung oder nachteili-

gen Veränderung von Alleen oder Baumreihen führen können. 

Es ist fachgutachterlich zu prüfen, ob es durch die Umsetzung der geplanten Maß-

nahmen innerhalb des Geltungsbereiches der 3. Vorhabenbezogenen Änderung des 

B-Plans Nr. 15 der Stadt Klütz zu bau-, anlage- oder betriebsbedingten Auswirkun-

gen auf den Alleebaumbestand kommen kann. In erster Linie sind Eingriffe in den 

geschützten Baumbestand zu vermeiden (15 Abs. 1 BNatSchG). Dazu sind geeigne-

te Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen zum Baumschutz aufzuzeigen und 

in den Planungsunterlagen darzustellen.  

Sind bei Umsetzung der Maßnahmen Beschädigungen oder nachteilige Verände-

rungen des Baumbestandes nicht vermeidbar, bedürfen diese Maßnahmen einer 

Befreiung durch die untere Naturschutzbehörde. Eine Befreiung kann erteilt werden, 

wenn die Voraussetzungen des § 67 Abs. 1 und 3 BNatSchG vorliegen. Die Vorrau-

setzungen zur Erteilung einer Befreiung wären im Antrag, neben den geprüften 

Vermeidungsmaßnahmen, darzulegen. Der Ausgleich für Fällungen richtet sich nach 

dem Alleenerlass, für Beschädigungen oder nachteilige Veränderungen nach dem 

Baumschutzkompensationserlass. Zum Antrag auf Genehmigung ist der Nachweis 

der Verfügbarkeit von Anpflanzflächen zu erbringen.  

In einem Befreiungsverfahren nach §19 NatSchAG M-V sind die anerkannten Natur-

schutzverbände zu beteiligen (§ 30 Abs. 1 NatSchAG M-V). Die Unterlagen auf Be-

freiung sind mir in 6-facher Ausfertigung für die Verbandsbeteiligung zuzusenden. 

Artenschutz: Herr Höpel 

Gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es u.a. verboten, wild lebende Tiere der besonders 

geschützten Arten zu verletzen oder zu töten, bzw. deren Fortpflanzungs- oder Ru-

hestätten zu beschädigen oder zu zerstören. Ferner ist es verboten, wild lebende 

Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten erheblich zu 
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stören, so dass sich dadurch der Erhaltungszustand der lokalen Population ver-

schlechtern kann. 

Daher sind die voraussichtlichen Auswirkungen der Planung auf Arten, die einen 

Schutzstatus gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG aufweisen, in einem Artenschutzrechtli-

chen Fachbeitrag (AFB) darzustellen und der Unteren Naturschutzbehörde zur Prü-

fung vorzulegen. Dabei sind alle wildlebenden Vogelarten sowie die Arten des An-

hangs IV der FFH-Richtlinie zu berücksichtigen. Bestandteil des AFB sind auch ggf. 

erforderliche Vermeidungs- bzw. vorgezogene Ausgleichs-(CEF-) Maßnahmen.  

Im Hinblick auf ggf. erforderliche Arterfassungen wird auf die fachlich einschlägigen 

Regelwerke verwiesen, u. a. LUNG (2018). Die Untersuchung des Vorliegens eines 

Verbotstatbestandes gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG kann auch auf Grundlage einer 

Potenzialanalyse erfolgen. In diesem Fall ist eine worst-case-Betrachtung durchzu-

führen, bei der für alle Arten, für die eine Habitateignung vorliegt, von einer Betrof-

fenheit ausgegangen werden muss (LUNG 2012).  

Im AFB sind die europarechtlich geschützten Arten unabhängig von ihrer Gefährdung 

zu behandeln. Demnach kann die Betrachtung europarechtlich geschützter, aber re-

gional häufiger Arten nicht mit der Begründung, es handele sich um „Allerweltsarten“, 

denen „genügend Ausweichmöglichkeiten bleiben“ vernachlässigt werden (s. dazu 

auch BVerwG 2008). Vorkommen national geschützter sowie ggf. regional gefährde-

ter Arten (s. Rote Listen) sind auf Ebene der Eingriffsregelung zu berücksichtigen. 

Eventuelle Betroffenheiten sind nachrichtlich in den AFB zu übernehmen. 

Sämtliche aus dem AFB abgeleiteten Vermeidungs- und CEF-Maßnahmen sind in 

die Satzung des B-Planes aufzunehmen. Die Wirksamkeit der CEF-Maßnahmen ist 

der Unteren Naturschutzbehörde im weiteren Verfahren spätestens zum Zeitpunkt 

der Beeinträchtigung für die jeweiligen Arten nachzuweisen (FROELICH & 

SPORBECK 2010).  

Bei Abweichung von den Verbotstatbeständen im Rahmen eines Vorhabens bedür-

fen Bauleitplanungen selbst keiner Ausnahmegenehmigung, jedoch sind die im Er-

gebnis einer rechtswirksamen Bauleitplanung zulässigen Handlungen, die gegen 

Verbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG verstoßen, ausnahmepflichtig gemäß § 45 Abs. 

7 BNatSchG. Sofern ein solcher Ausnahmeantrag erforderlich wird, sollten bereits 

auf Ebene der Bauleitplanung entsprechende Begründungen dargelegt werden. 

Weiterhin ist darauf zu achten, dass ab dem 01.03.2020 gemäß § 40 Abs. 1 Bun-

desnaturschutzgesetz (BNatSchG) das Ausbringungsverbot von gebietsfremden Ar-
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ten in der freien Natur gilt. Somit dürfen nur noch Gehölze und Saatgut aus dem je-

weiligen Vorkommensgebiet ausgebracht werden, hier insbesondere im Zusammen-

hang mit naturschutzrechtlichen Kompensationsmaßnahmen. Die entsprechenden 

Zertifizierungen sind nachzuweisen.  

Nach § 40 Abs. 1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) bedarf das Ausbringen von 

Pflanzen gebietsfremder Arten in der freien Natur der Genehmigung der zuständigen 

Behörde, hier des Landesamtes für Umwelt und Naturschutz und Geologie. Da der-

artige Genehmigungen aktuell nicht erteilt wurden, dürfen nur noch gebietsheimische 

Saatmischungen und gebietsheimisches Pflanzmaterial in der freien Natur ausge-

bracht werden. Dies ist durch entsprechende Zertifizierungen des Pflanzmaterials 

nachzuweisen. 

Biotopschutz: Herr Berchtold-Micheel 

Es ist seitens des Plangebers auf der Grundlage einer aktuellen Bestandserfassung 

fachgutachtlich prüfen zu lassen, ob das geplante Vorhaben zu mittelbaren und/oder 

unmittelbaren bau-, anlage- oder betriebsbedingten Auswirkungen führt, in deren 

Folge es zu einer Zerstörung, Beschädigung, Veränderung des charakteristischen 

Zustandes oder sonstigen erheblichen oder nachhaltigen Beeinträchtigungen von 

Biotope kommen kann, die nach § 20 Abs. 1 Naturschutzausführungsgesetz 

(NatSchAG M-V) besonders geschützten sind. Wenn dies der Fall ist, muss geprüft 

werden, ob die Eingriffe vermeidbar sind. Ist dies nicht möglich, muss bei der unteren 

Naturschutzbehörde ein Antrag auf Erteilung einer Ausnahmegenehmigung nach § 

20 Abs. 3 NatSchAG M-V gestellt werden. In dem Antrag ist ausführlich darzulegen, 

dass der Eingriff ausgleichbar oder aus überwiegenden Gründen des Gemeinwohls 

erforderlich ist (Ausnahmetatbestände im § 20 Abs. 3 NatSchAG M-V). Es ist eine 

Eingriffs/Ausgleichsbilanzierung vorzulegen. Die Antragsunterlagen sind in 6-facher 

Ausfertigung einzureichen, da die anerkannten Naturschutzvereinigungen im Verfah-

ren zu beteiligen sind (§ 30 NatSchAG M-V). 

Natura 2000: 

Europäisches Vogelschutzgebiet „Wismarbucht und Salzhaff“ (DE 1934-401) 

Die Planänderung bezieht sich auf Flächen in unmittelbarer Nähe zum Europäischen 

Vogelschutzgebiet (SPA) „Wismarbucht und Salzhaff“ (DE 1934-401). Es ist deshalb 

seitens des Plangebers fachgutachtlich prüfen zu lassen, ob bei Umsetzung der Pla-

nungsabsichten bau-, anlage- oder betriebsbedingte Auswirkungen auftreten, in de-
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ren Folge es zu Veränderungen oder Störungen kommt, die zu einer erheblichen Be-

einträchtigung des Natura 2000-Gebietes in den für die Erhaltungsziele oder den 

Schutzzweck maßgeblichen Bestandteilen führen können. Alle Veränderungen und 

Störungen, die zu einer erheblichen Beeinträchtigung eines Vogelschutzgebietes in 

seinen für die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maßgeblichen Bestandteilen 

führen können, sind unzulässig (§ 33 Abs. 1 Bundesnaturschutzgesetz, BNatSchG). 

Pläne und Projekte, die nicht unmittelbar mit der Verwaltung eines SPA in Verbin-

dung stehen oder hierfür nicht notwendig sind, die ein SPA jedoch einzeln oder im 

Zusammenhang mit anderen Plänen und Projekten erheblich beeinträchtigen kön-

nen, erfordern vor ihrer Zulassung oder Durchführung eine Prüfung auf Verträglich-

keit mit den für das SPA festgesetzten Erhaltungszielen (§ 34 Abs. 1 BNatSchG). 

Die SPA in Mecklenburg-Vorpommern sind mit der Natura 2000-LVO M-V1 nach na-

tionalem Recht unter Schutz gestellt worden. Schutzzweck der Europäischen Vogel-

schutzgebiete ist der Schutz der wildlebenden Vogelarten sowie ihrer Lebensräume. 

Erhaltungsziel des jeweiligen Europäischen Vogelschutzgebietes ist die Erhaltung 

oder Wiederherstellung eines günstigen Erhaltungszustandes der maßgeblichen Be-

standteile des Gebietes. In Anlage 1 zur Natura 2000-LVO M-V werden als maßgeb-

liche Bestandteile die Vogelarten und die hierfür erforderlichen Lebensraumelemente 

gebietsbezogen festgesetzt.  

Der Nachweis der Verträglichkeit erfolgt grundsätzlich in einem zweistufigen Verfah-

ren. In einem ersten Schritt (s. g. FFH-Verträglichkeitsvorprüfung) ist zu klären, ob 

von dem Plan oder Projekt anlage-, bau- oder betriebsbedingte Auswirkungen aus-

gehen, die das SPA in den für die Erhaltungsziele maßgeblichen Bestandteilen er-

heblich beeinträchtigen können. Grundsätzlich ist jede Beeinträchtigung von Erhal-

tungszielen erheblich und muss als Beeinträchtigung des Gebietes gewertet werden. 

Eine FFH-Verträglichkeitsprüfung ist durchzuführen, wenn Beeinträchtigungen von 

Erhaltungszielen des SPA nicht offensichtlich ausgeschlossen werden können. 

Es sind die anerkannten Fachstandards (u. a. Webseite des Bundesamtes für Natur-

schutz, FFH-VP-Info unter http://ffh-vp-info.de/FFHVP/Page.jsp, Lambrecht u. 

Trautner 20072, Schreiber 20043, Bernotat, Dierschke u. Grunewald 20174) zu nut-

zen.  

1
 Landesverordnung über die Natura 2000-Gebiete in Mecklenburg-Vorpommern v. 12. Juli 2011 

2
 Lambrecht et al. (2007): Fachinformationssystem und Fachkonventionen zur Bestimmung der Erheblichkeit im Rahmen der 

FFH-VP. Endbericht zum Teil Fachkonventionen. FuE-Vorhaben im Rahmen des Umweltforschungsplanes des Bundesministe-
riums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit. FKZ 804 82 004. 
3
 Schreiber, M. (2004): Der Papierkorb im Waldmeister-Buchenwald. Welche Beeinträchtigungen sind in Natura 2000-Gebieten 

erheblich? Natur und Landschaftsplanung 36, S. 133-138. 

http://ffh-vp-info.de/FFHVP/Page.jsp
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Für das SPA „Wismarbucht und Salzhaff“ ist ein Managementplan aufgestellt wor-

den, der auf der Webseite des StALU Westmecklenburg zur Verfügung steht. 

Ein besonderer Schwerpunkt beim Nachweis der Verträglichkeit mit den Erhaltungs-

zielen des SPA „Wismarbucht und Salzhaff“ muss auf die s. g. Summationswirkun-

gen mit anderen Plänen und Projekten, die innerhalb des und angrenzend an das 

SPA bzw. in der Nähe des SPA geplant/genehmigt sind, gelegt werden (s. a. Berno-

tat, Dierschke u. Grunewald 2017). 

Selbstverständlich können inhaltliche und methodische Fragen der Verträglichkeits-

prüfung mit den unteren Naturschutzbehörde und/oder dem StALU Westmecklen-

burg, Dezernat 40, Natura 2000 abgestimmt werden. 

Natura 2000 / GGB : 

Im Rahmen der weiteren Planung ist die Verträglichkeit mit den Schutz- und Erhal-

tungszielen des Gebietes von gemeinschaftlicher Bedeutung (GgB) „Wismarbucht“ 

(DE 1934-302) nachzuweisen. 

Begründung 

Das B-Plangebiet grenzt mittelbar an das GgB DE 1934-302 „Wismarbucht“ an, hier 

ca. 20 m entfernt.  

Nach § 34 Abs. 1 Satz 1 BNatSchG sind Pläne und Projekte vor ihrer Zulassung 

oder Durchführung auf ihre Verträglichkeit mit den Erhaltungszielen eines Natura 

2000-Gebiets zu überprüfen, wenn sie einzeln oder im Zusammenwirken mit ande-

ren Projekten oder Plänen geeignet sind, das Gebiet erheblich zu beeinträchtigen 

und nicht unmittelbar der Verwaltung des Gebiets dienen. Durch diese Vorschrift 

wird Art 6 Abs. 3 FFH-RL in nationales Recht umgesetzt. 

Hierbei sind alle bau,- anlage- und betriebsbedingte Auswirkungen der Planung zu 

ermitteln und entsprechend zu bewerten. Als Grundlage sind dabei der bestehende 

Managementplan, aktuelle Erkenntnisse zum Gebiet und insbesondere auch die 

Natura 2000-Gebiete-Landesverordnung M-V (Natura 2000-LVO M-V) zu verwen-

den. Mit Erlass dieser Verordnung wurden die bestehenden FFH-Gebiete in den 

4
 Bernotat, Dierschke u. Grunewald (Hrsg.) (2017): Bestimmung der Erheblichkeit und Beachtung von Kumulationswirkungen in 

der FFH-Verträglichkeitsprüfung. Schriftenreihe Naturschutz und Biologische Vielfalt, Heft 160. 
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Status von Gebieten mit gemeinschaftlicher Bedeutung (GgB) überführt und auch 

die jeweiligen maßgeblichen Bestandteile der Lebensraumtypen und Arten definiert. 

Maßstab für die Erheblichkeit von Gebietsbeeinträchtigungen sind die für das Gebiet 

maßgeblichen Erhaltungsziele, also die Festlegungen zur Erhaltung oder Wieder-

herstellung eines günstigen Erhaltungszustands der in einem FFH- Gebiet vorkom-

menden Lebensräume und Arten nach den Anhängen I und II FFH-RL. Die Erhal-

tungsziele ergeben sich aus der Schutzerklärung (Natura 2000-LVO M-V) bzw. aus 

dem Managementplan für das Gebiet. 

Seitens der unteren Naturschutzbehörde kann einem Plan nur zugestimmt werden, 

wenn nachgewiesen ist, dass erhebliche Beeinträchtigungen der Schutz- und Erhal-

tungsziele ausgeschlossen sind. 

Rechtsgrundlagen 

BNatSchG Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzge-

setz) v. 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542) 

NatSchAG M-V Gesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern zur Ausführung des 

Bundesnaturschutzgesetzes (Naturschutzausführungsgesetz) v. 23. Februar 

2010 (GVBl. M-V S 66) 

Verzeichnis der gesetzlich geschützten Biotope im Landkreis Nordwestmeck-

lenburg Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geologie Mecklenburg-

Vorpommern (2000): Grundlagen der Landschaftsplanung in Mecklenburg-

Vorpommern, Band 4 a. Verzeichnis der gesetzlich geschützten Biotope im Land-

kreis Nordwestmecklenburg.  

EG-Vogelschutzrichtlinie Richtlinie 2009/147/EG des Europäischen Parlaments 

und des Rates v. 30. November 2009 über die Erhaltung der wildlebenden Vogel-

arten (kodifizierte Fassung) (Amtsblatt der Europäischen Union 2010 L20/7)  

Natura 2000-LVO M-V Landesverordnung über die Natura 2000-Gebiete in Meck-

lenburg-Vorpommern v. 12. Juli 2011 

Alleenerlass Schutz, Pflege und Neuanpflanzung von Alleen und einseitigen 

Baumreihen in Mecklenburg-Vorpommern, Gemeinsamer Erlass des Ministeri-

ums für Energie, Infrastruktur und Landesentwicklung und des Ministerium für 

Landwirtschaft, Umwelt und Verbraucherschutz vom 18.12.2015 –VIII 240-1/556-

07 -VI 250 – 5300-00000-2012/016 - veröffentlicht im Amtsblatt M-V 2016 Nr.1 S. 

9ff 



Landkreis Nordwestmecklenburg 

Kreissitz Wismar 

Rostocker Straße 76 

23970 Wismar 

Telefon 03841 3040 0 

Fax  03841 3040 6599 

E-Mail info@nordwestmecklenburg.de

Web www.nordwestmecklenburg.de 

Bank Sparkasse Mecklenburg-Nordwest 

IBAN  DE61 1405 1000 1000 0345 49 

BIC   NOLADE21WIS 

CID   DE46NWM00000033673 

Gläubiger

Seite 12/19 

Baumschutzkompensationserlass Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für 

Landwirtschaft, Umweltamt für Umwelt und Verbraucherschutz vom 15.10.2007 

(AmtsBl. M-V 2007 S. 530 ff) 

Untere Wasserbehörde: Herr Schawe 

Die Stellungnahme weist auf erhebliche entgegenstehende Belange hin, 
die im Rahmen der bauleitplanerischen Abwägung kaum überwindbar 
sind. 



Die Stellungnahme weist auf entgegenstehende Belange hin, die im 
Rahmen der bauleitplanerischen Abwägung berücksichtigt werden müs-
sen. 

Die Stellungnahme weist auf keine entgegenstehenden Belange hin. 

1. Wasserversorgung:

Das Vorhaben wird nicht durch Trinkwasserschutzzonen berührt.  

Die Versorgungspflicht mit Trink- und Brauchwasser besteht gem. § 43 Abs. 1 

LWaG für den Zweckverband Grevesmühlen. Entsprechende Anschlussgestattun-

gen für die Versorgung sind mit dem Zweckverband zu vereinbaren. 

2. Abwasserentsorgung:

Nach § 40 Abs. 1 LWaG obliegt die Abwasserbeseitigungspflicht den Gemeinden.  

Die Gemeinde hat diese Pflicht gemäß § 40 Abs. 4 Satz 1 LWaG auf den Zweckver-

band Grevesmühlen übertragen.  

3. Niederschlagswasserbeseitigung:

Die vorliegenden Unterlagen sind hinsichtlich der Oberflächenwasserbeseitigung 

nicht prüffähig. Die Beseitigung des von bebauten oder künstlich befestigten Flä-

chen abfließenden Niederschlagswassers ist im Rahmen der Bauleitplanung eindeu-

tig zu regeln.  

Rechtsgrundlagen 

WHG  Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts in der Neufassung des Art.1 des 

Gesetzes zur Neuregelung des Wasserrechts vom 31.Juli 2009 (BGBl. I S. 2585) 

zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Juni 2020 (BGBI. I S. 1408) 
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LWaG Wassergesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern vom 30.November 

1992 (GVOBl. M-V S.669), zuletzt mehrfach geändert durch Art. 2  des Gesetzes 

vom 5. Juli 2018 (GVOBl. M-V S. 221, 228)  

Untere Abfallbehörde: Herr Scholz 

Die Stellungnahme weist auf erhebliche entgegenstehende Belange hin, 
die im Rahmen der bauleitplanerischen Abwägung kaum überwindbar 
sind. 

Die Stellungnahme weist auf entgegenstehende Belange hin, die im 
Rahmen der bauleitplanerischen Abwägung berücksichtigt werden müs-
sen. 



Die Stellungnahme weist auf keine entgegenstehenden Belange hin. 

Die Gebäude sollen teilweise gewerblich genutzt werden. 

Auch Abfälle aus gewerblichen Beherbergungen wechselnder Gäste, wie Zimmer-

vermietungen des Hotel- und Gaststättengewerbes, einschließlich der Abfälle aus 

zentralen Betriebseinrichtungen von Feriensiedlungen, Sportboothäfen und Cam-

pingplätzen (z.B. aus Büro- oder Gaststättenbetrieb in Abgrenzung zu den einzelnen 

Ferienwohnungen, Sportbooten und Campingwagen), zählen zu den gewerblichen 

Siedlungsabfällen, nicht aber Abfälle aus Ferienwohnungen. 

Die Gewerbeabfallverordnung schreibt umfassende Trennpflichten für gewerbliche 

Abfälle vor. 

Die Planung sollte vorsehen, dass ausreichend und gut erreichbarer Stellplatz für 

die erforderliche Anzahl von Abfallbehältern vorhanden sind. 

In Betracht kommen hier insbesondere Behälter für 

- Papier, Pappe und Karton (PPK) mit Ausnahme von Hygienepapier,

- Glas,

- Kunststoffe,

- Metalle,

- Holz,

- Textilien,

- Bioabfälle nach § 3 Absatz 7 KrWG2,

- weitere Abfälle, die den Abfällen aus privaten Haushalten vergleichbar sind.

Weitere abfallrechtliche Hinweise bestehen nicht. 
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Untere Bodenschutzbehörde: Herr Scholz 

Die Stellungnahme weist auf erhebliche entgegenstehende Belange hin, 
die im Rahmen der bauleitplanerischen Abwägung kaum überwindbar 
sind. 

Die Stellungnahme weist auf entgegenstehende Belange hin, die im 
Rahmen der bauleitplanerischen Abwägung berücksichtigt werden müs-
sen. 

Die Stellungnahme weist auf keine entgegenstehenden Belange hin. 

Das Plangebiet weist bereits jetzt zulässigerweise durch seine intensive Nutzung als 

Parkplatz eine erhebliche Beeinträchtigung der natürlichen Bodenfunktionen nach § 

2 Bundesbodenschutzgesetz auf.  

Durch die Planung sind keine weiteren erheblichen Beeinträchtigungen des Bodens 

zu besorgen. 

Arbeitsgrundlagen: 

- LABO-Checkliste: Checklisten Schutzgut Boden für Planungs- und Zulassungsver-

fahren - Arbeitshilfen für Planungspraxis und Vollzug, LABO-Projekt B 1.16, verfüg-

bar als interaktives pdf-Dokument 

- Bodenschutz in der Umweltprüfung nach BauGB, Leitfaden für die Praxis der Bo-

denschutzbehörden in der Bauleitplanung, LABO-Projekt B 1.06: Berücksichtigung 

der Bodenschutzbelange in der Umweltprüfung nach BauGB 

Untere Immissionsschutzbehörde: Herr Faasch 

Die Stellungnahme weist auf erhebliche entgegenstehende Belange hin, 
die im Rahmen der bauleitplanerischen Abwägung kaum überwindbar 
sind. 

Die Stellungnahme weist auf entgegenstehende Belange hin, die im 
Rahmen der bauleitplanerischen Abwägung berücksichtigt werden müs-
sen. 



Die Stellungnahme weist auf keine entgegenstehenden Belange hin. 
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Mit der 3. Änderung des Bebauungsplanes beabsichtigt die Stadt Klütz die planungs-

rechtlichen Voraussetzungen für die Nutzung einer bisher aus der Rechtkraft des 

Bebauungsplanes Nr. 15 ausgenommenen „Weißfläche“ auf der Grundlage der Aus-

weisung eines Sondergebietes Versorgung und Infrastruktur zu schaffen. 

Zielsetzung der Stadt ist es, Angebote für die Infrastruktur zu verbessern sowie in 

den oberen Geschossen der geplanten Gebäude ein Beherbergungsangebot zu 

schaffen. Ein untergeordneter Teil der überplanten Fläche soll weiterhin als öffentli-

cher Parkplatz zur Verfügung stehen. 

Vorgesehen sind zwei Baufenster für die Errichtung von je einem gemischt genutzten 

Gebäude. 

Das Plangebiet liegt im Einwirkungsbereich der Geräuschemissionen des Straßen-

verkehrs auf der Landesstraße L 01 (Verbindung Klütz – Wismar). In Bezug auf den 

für das Plangebiet erforderlichen Lärmschutz ist vorgesehen, die im B-Plan Nr. 15 

der Stadt Klütz getroffenen Festsetzungen analog auf die 3. Änderung zu übertragen. 

Eine Neubewertung des Verkehrslärms soll im Rahmen der 3. Änderung des Bebau-

ungsplanes nicht erfolgen. 

Diese Neubewertung wäre aus Sicht der unteren Immissionsschutzbehörde aber 

zwingend erforderlich. Die Festsetzungen zum Schallschutz des Bebauungsplanes 

Nr. 15 der Stadt Klütz basieren auf der schalltechnischen Untersuchung Nr. 01-07-12 

des Ingenieurbüros für Schallschutz Dipl.-Ing. Volker Ziegler zu den Bebauungsplä-

nen Nr. 21 und Nr. 23 der Stadt Klütz aus dem Jahr 2001 und wurden auf das Plan-

gebiet des Bebauungsplanes Nr. 15 übertragen. Die Berechnungen sind nunmehr 

fast 20 Jahre alt. Eine Anpassung der den Berechnungen zu Grunde liegenden Ver-

kehrszahlen an die aktuelle Verkehrsentwicklung sowie eine Überprüfung der be-

rücksichtigten Geschwindigkeiten, Fahrbahnoberflächen und -steigungen wird für 

eine sachgerechte Abwägung immissionsschutzrechtlicher Belange im Rahmen des 

Verfahrens als unverzichtbar angesehen. 

Im Vorentwurf völlig unberücksichtigt blieb bisher die nach DIN 18005 neben dem 

fließenden Verkehr ebenfalls zu berücksichtigende Geräuschemission der in unmit-

telbarer Nähe zum östlichen Gebäude geplanten öffentlichen Stellplatzfläche inner-

halb des Planbereiches. Diese ist, nach Abschnitt 4.1.2. der DIN 18005 Teil 1, wie 

der fließende Verkehr mit in die Beurteilung des Straßenverkehrslärms auf Basis der 

Orientierungswerte des Beiblattes 1 der DIN 18005 einzubeziehen. Gleiches gilt für 
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die dem Vorhaben unmittelbar benachbarten öffentlichen Stellplatzflächen nördlich 

des Plangebietes innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 11 der 

Stadt Klütz. 

Ebenfalls zu überarbeiten wären die Festsetzungen zum passiven Schallschutz mit 

Bezug auf die DIN 4109 in der Fassung der Ausgabe von November 1989. Mit Erlass 

des Ministeriums für Energie, Infrastruktur und Digitalisierung vom 05. Februar 2020 

wurde die Muster-Verwaltungsvorschrift Technische Baubestimmungen (MVV TB) 

des Deutschen Institutes für Bautechnik (DIBt) in der jeweils geltenden Fassung als 

Verwaltungsvorschrift Technische Baubestimmungen des Landes Mecklenburg-

Vorpommern eingeführt. Hiermit verbunden ist die Ablösung der DIN 4109/11:89 

durch die DIN 4109-1:2018-01. 

Neben der Berücksichtigung des Verkehrslärms sind im Sinne des Bundes-

Immissionsschutzgesetzes keine weiteren, relevanten, auf das Plangebiet einwirken-

de Immissionen zu erwarten. 

Von der geplanten Nutzung ausgehende Emissionen, die im Rahmen des Planver-

fahrens zu berücksichtigen wären, sind nicht zu erkennen. 

Brandschutz 

Grundsätzliches 

Bauliche Anlagen sind so anzuordnen, zu errichten, zu ändern und instand zu halten, 

dass der Entstehung eines Brandes und der Ausbreitung von Feuer und Rauch 

(Brandausbreitung) vorgebeugt wird und bei einem Brand die Rettung von Menschen 

und Tieren sowie wirksame Löscharbeiten möglich sind. (§ 14 LBauO M-V) 

Erreichbarkeit bebaubarer Flächen 

Insofern Teile geplanter (zulässiger) Gebäude mehr als 50 m von einer mit Fahrzeu-

gen der Feuerwehr befahrbaren öffentlichen Verkehrsfläche entfernt liegen, sind zur 

Sicherstellung des Feuerwehreinsatzes gemäß § 5 Abs. 1 Satz 4 LBauO M-V Zufahr-

ten zu den vor oder hinter den Gebäuden gelegenen Grundstücksteilen und eventu-

ellen Bewegungsflächen herzustellen. 

Zufahrten und Bewegungsflächen sowie ggf. Aufstellflächen sind entsprechend der 

„Richtlinie über Flächen der Feuerwehr“ i.d.F. August 2006 zu bemessen und zu be-

festigen. Am Ende von Feuerwehrzufahrten muss eine für Fahrzeuge der Feuerwehr 

ausreichend bemessene Wendefläche zur Verfügung stehen. 
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Die Flächen der Feuerwehr sind entsprechend der Anlage zu o.g. Richtlinie zu kenn-

zeichnen und müssen eine jederzeit deutliche Randbegrenzung haben. 

Löschwasserversorgung 

Gemäß § 2 Abs. 1 Pkt. 4 BrSchG (i.d.F. der Bekanntmachung vom 21. Dezember 

2015) hat die Gemeinde die Löschwasserversorgung sicherzustellen. Stellt die Bau-

aufsichtsbehörde auf der Grundlage einer Stellungnahme der zuständigen Brand-

schutzdienststelle fest, dass im Einzelfall wegen einer erhöhten Brandgefährdung 

eine Löschwasserversorgung erforderlich ist, hat hierfür der Eigentümer, Besitzer 

oder Nutzungsberechtigte Sorge zu tragen. 

Eine wesentliche Planungsgrundlage zur Bemessung eines angemessenen Grund-

schutzes stellt derzeit das DVGW-Arbeitsblatt W405 in der Fassung Februar 2008 

i.V.m. dem Arbeitsblatt W405-B1 in der Fassung Februar 2015 dar.

Nach den jeweils örtlichen Verhältnissen, insbesondere der Typik des Baugebietes, 

der zulässigen Art und des zulässigen Maßes der baulichen Nutzung, der Siedlungs-

struktur und der Bauweise, sind die anzusetzenden Löschwassermengen anhand der 

im Arbeitsblatt W405 angegebenen Richtwerte zu ermitteln, wobei ein nicht ausge-

schlossenes, erhöhtes Sach- und Personenrisiko hierbei zu berücksichtigen ist. 

Allgemein gilt, dass der über den Grundschutz hinausgehende, objektbezogene 

Löschwasserbedarf, mit einem erhöhten Brand- und Personenrisiko durch Schaden-

feuer, nicht durch die Gemeinde getragen werden muss. 

Ermöglicht die Gemeinde jedoch über ihre Bauleitplanung die Errichtung von Gebäu-

den mit erhöhtem Löschwasserbedarf, so hat grundsätzlich sie – von atypischen 

Ausnahmefällen abgesehen – auch für dessen Sicherstellung Sorge zu tragen. (s. 

Beschluss des OVG Berlin-Brandenburg vom 28 Mai 2008) 

Kann keine ausreichende Löschwasserversorgung über das Trinkwasserrohrnetz 

nachgewiesen werden, muss die gesamte Löschwassermenge für den Grundbedarf 

in dem jeweiligen Löschbereich (300 m Umkreis um das Bauobjekt) bereitgestellt 

werden durch: 

 Löschwasserteiche nach DIN 14210 oder natürliche Gewässer mit nachhaltig

gesichertem Wasservolumen (u.a. mit frostfreien Ansaugstellen, wie Lösch-

wassersauganschluss nach DIN 14244 sowie Zufahrten mit Aufstellflächen für

Fahrzeuge der Feuerwehr)

 Löschwasserbrunnen nach DIN 14220

 Löschwasserbehälter (Zisternen) nach DIN 14230 unter- oder oberirdisch
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Bei der Entfernung zur Löschwasserentnahmestelle muss die praktische Erreichbar-

keit durch die Feuerwehr realistisch sein. Die praktisch nutzbare Wegstrecke zum 

Aufbau einer Wasserversorgung durch die Feuerwehr, darf nicht wesentlich höher 

als die linear gemessene Entfernung sein. 

Bei einer Löschwasserversorgung über Hydranten sollten Abstände vom Bauobjekt 

zum nächst liegenden Hydranten in Abhängigkeit der Dichte der Bebauung in Anleh-

nung an die bezüglichen Vorgaben im Abschnitt 16.6.2 DVGW-Arbeitsblatt W400-1 

gewählt werden. 

Richtwerte: 

 offene Wohngebiete 140 m 

 geschlossene Wohngebiete 120 m

 Geschäftsstraßen 100 m 

Untereinander sollten die Hydranten nicht mehr als 150 m auseinander stehen. 

Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die zuvor aufgeführten Angaben kei-

nen Anspruch auf Vollständigkeit erheben. 

Sie gelten als grundlegende Ansätze bei der Planung eines Bebauungsgebietes – 

stellen aber für sich, keinen Nachweis der Löschwasserversorgung im konkreten Be-

bauungsplan dar. 

Dieser ist durch den Planer, ggf. auch unter Hinzuziehung eines Fachplaners, zu er-

stellen. 

Untere Denkmalschutzbehörde 

Auf Basis der von Ihnen eingereichten Unterlagen stelle ich fest: 

Es sind keine Bau- und/oder Bodendenkmale nach heutigem Erkenntnisstand betrof-

fen. 

Hinweis: 

Wenn während der Erdarbeiten unvermutet archäologische Funde oder auffällige 

Bodenverfärbungen entdeckt werden, ist gemäß § 11 Denkmalschutzgesetz M-V die 

untere Denkmalschutzbehörde zu benachrichtigen und der Fund und die Fundstelle 

bis zum Eintreffen von Mitarbeitern oder Beauftragten des Landesamtes für Kultur 

und Denkmalpflege in unverändertem Zustand zu erhalten. Verantwortlich hierfür 

sind der Entdecker, der Leiter der Arbeiten, der Grundeigentümer sowie zufällige 

Zeugen, die den Wert des Fundes erkennen. Die Verpflichtung erlischt fünf (5) Werk-

tage nach Zugang der Anzeige bei der unteren Denkmalschutzbehörde. 
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FD Bau und Gebäudemanagement 

Straßenaufsichtsbehörde 

Von Seiten der Straßenaufsichtsbehörde bestehen gemäß § 10 StrWG-MV keine 

Einwände zu o.g. 3. Änderung des B-Plans Nr. 15. Neue Erschließungsstraßen sind 

nicht geplant. 

Straßenbaulastträger 

Zum o. a. 3. Änderung des F-Plans gibt es unsererseits keine Einwände. 

Es sind keine Straßen und Anlagen in unserer Trägerschaft betroffen. 
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BUND Landesverband Mecklenburg-Vorpommern e.V. 
Anerkannter Naturschutzverband nach § 63 Bundesnaturschutzgesetz, § 30 NatSchAG M-V 
Spendenkonto: Sparkasse Mecklenburg-Schwerin (BLZ, 140 520 00) Konto-Nr. 37 003 3370 

Girokonto: Sparkasse Mecklenburg-Schwerin (BLZ, 140 520 00) Konto-Nr. 36 006 0145 

 

Amt Klützer Winkel 
Zur Alten Schmiede 12 
23948 Damshagen 

per E-Mail: m.schultz@kluetzer-winkel.de 

Ihr Zeichen: 
SCHU 

Ihre Nachricht vom: 
13.08.2020 

Unser Zeichen: 
324-20/3/MH

Datum: 
04.09.20 

Mitwirkung von anerkannten Naturschutzvereinigungen gemäß § 63 Abs. 2 Nr. 3 BNatSchG i.V.m. § 30 NatSchAG M-V 

Hier: 3. Änderung Bebauungsplan Nr. 15 der Stadt Klütz für das Sondergebiet Versorgung 
und Infrastruktur an der Landesstraße L 01 

Sehr geehrte Frau Schultz, 
im Auftrag des BUND Landesverbandes Mecklenburg-Vorpommern e.V. danke ich für die Beteiligung 
am Verfahren und nehme fristgerecht wie folgt Stellung:  
Wir lehnen die Bebauung des Planungsgebietes ab. 
Siedlungsentwicklung sollte die Weichen für die nächsten 50-100 Jahre stellen. Eine 
zukunftsgerichtete Siedlungsentwicklung muss den Ressourcen-Schutz konsequent verfolgen, damit 
die Klimaziele erreichbar und eine Klimaanpassung möglich werden.  
Das Plangebiet befindet sich überwiegend im Küstenschutzstreifen gem. § 29 NatSchAG M-V i.V.m. 
§ 61 BNatSchG bis 150 m landwärts der Küstenlinie sowie überwiegend unter 5 m Höhe. Dieser
Streifen ist grundsätzlich von Bebauung frei zu halten. Insbesondere mit Blick auf den prognostizierten
Anstieg des Meeresspiegels um ca. 0,5 m bis 2100 (Grindstedt 2015) ist dies wichtig, um Raum für
die dynamische Entwicklung der Küstenlinie und Maßnahmen des Küstenschutzes vorzuhalten. Mit §
24 NatSchAG M-V verpflichtet sich das Land zur Umsetzung der internationalen Verpflichtungen zum
Schutz der marinen Natur entsprechend der Helsinki-Kommission. Dazu zählt der weitestgehende
Erhalt der natürlichen Küstendynamik mit Vermeidung neuer Küstenschutz-maßnahmen. Dieser
Verpflichtung ist nur nachzukommen, indem das Plangebiet unbebaut bleibt.
Mit dem Vorhaben wird eine neue Fläche außerhalb der bisherigen Siedlungsgrenzen überplant, so 
dass es eines neuen Bebauungsplans bedarf, nicht einer Änderung des B-Planes Nr. 15. 

Sofern trotz dieser Einwände die Planung weiter verfolgt wird, ist eine Umweltprüfung gem. § 2a Bau 
GB durchzuführen inklusive Wirkungen auf Klima und Luftqualität. Auswirkungen auf folgende 
geschützte Teile von Natur und Landschaft sind zu erwarten und näher zu untersuchen: EU-
Vogelschutzgebiet DE 1934-401 „Wismarbucht und Salzhaff“, GgB DE 1934-302 „Wismarbucht“ u.a. 
Schuztziel Küstenhabitate und Kegelrobbe durch Strandnutzung beeinträchtigt, geschützte Biotope, 
Biotopverbund i.w.S. 

BUND M-V e.V., Wismarsche Straße 152, 19053 Schwerin Bund für Umwelt 
und Naturschutz 
Deutschland 

Landesverband 
Mecklenburg-Vorpommern e.V. 
Wismarsche Straße 152 
19053 Schwerin 
Telefon:0385 521339-0 
Telefax: 0385 521339-20 
E-Mail: bund.mv@bund.net
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BUND - Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland 
Landesverband Mecklenburg-Vorpommern e.V. 

S. 2/2

BUND Landesverband Mecklenburg-Vorpommern e.V. 
Anerkannter Naturschutzverband nach § 63 Bundesnaturschutzgesetz, § 30 NatSchAG M-V 
Spendenkonto: Sparkasse Mecklenburg-Schwerin (BLZ, 140 520 00) Konto-Nr. 37 003 3370 

Girokonto: Sparkasse Mecklenburg-Schwerin (BLZ, 140 520 00) Konto-Nr. 36 006 0145 

Wir fordern die Stadt Klütz auf, die touristische Nutzung ihrer Fläche und Naturschätze so zu 
gestalten, dass die „Attraktion Natur“ dauerhaft erhalten bleibt. 
Wir fordern den Landschaftsplan aufzustellen, dessen Erarbeitung bereits 2013 begonnen wurde. In 
dem Verfahren sind die anerkannten Naturschutzverbände gem. § 63 Abs. 2 Nr. 2 BNatSchG zu 
beteiligen. 

Sollten uns Erkenntnisse aus aktuellen fachlichen Erhebungen zum Naturhaushalt vorliegen, die 
Auswirkungen auf die vorliegende Planung besitzen können, behalten wir uns weiteren Vortrag vor. 
Wir bitten Sie, uns weiterhin am Verfahren zu beteiligen und uns über das Abwägungsergebnis zu 
informieren. 

Mit freundlichen Grüßen 

i.A. Mareike Herrmann
Referentin für Naturschutz

Quellenangaben: 
Grinsted, A. (2015): Projected Change – Sea Level, in: The BACC II Author Team (2015): Second 
Assessment of Climate Change for the Baltic Sea Basin, Heidelberg New York Dordrecht London, pp 253-263 



Landesanglerverband M-V e.V. ∙ OT Görslow, Siedlung 18 a ∙ 19067 Leezen 

Landesanglerverband M-V e.V.   Telefon: (03860)56030    Telefax: (03860)560329    E-Mail: info@lav-mv.de    Web: www.lav-mv.de 

Amt Klützer Winkel 
Zur Alten Schmiede 12 
23948 Damshagen 

Ihre Zeichen Ihre Nachricht vom Unsere Zeichen Datum 
13.08.2020 Ne/Vo 10.09.2020

Stellungnahme 3. Änderung B-Plan Nr. 15 "Sondergebiet Versorgung und Infrastruktur an 
der Landstraße L 01" 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

satzungsgemäßes Ziel des Landesanglerverbandes Mecklenburg-Vorpommern e.V. ist der 

Umwelt-, Natur- und Artenschutz mit besonderem Augenmerk auf die aquatischen Ökosysteme 

des Landes. Nach dem § 15 des BNatSchG müssen bei einem Eingriff in die Natur vermeidbare 

Störungen unterlassen und unvermeidbare Beeinträchtigungen kompensiert werden. 

Anhand der Luftbilder des Maßnahmengebiets ist zu erkennen, dass mehrere nach § 20 

NatSchAG M-V geschützte Biotope betroffen sein könnten. Zusätzlich ist eine Versiegelung von 

Flächen geplant. Die Auswirkungen sowie der resultierende Kompensationsbedarf der geplanten 

Änderung sollten anhand einer Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung ermittelt werden. Diese 

naturschutzrechtliche Bewertung muss den Hinweisen zur Eingriffsregelung des Landes 

entsprechen. Zusätzlich sollten geeignete Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen integriert 

werden, um das Eintreten von Verbotstatbeständen bei der Umsetzung des Vorhabens 

auszuschließen. 

Für Fragen stehe ich Ihnen gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

Dr. Kilian Neubert 
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